
Verwaltungsrat der Bezirkskliniken macht Weg frei

Akutneurologie
zieht ins Klinikum
Der Wechsel soll noch im Sommer stattfinden

ANSBACH (rei) – Die Weichen für
eine neue Qualität der Kooperation
zwischen Bezirksklinikum und den
kommunalen Krankenhäusern in der
Region sind seit gestern gestellt: Ein-
stimmig hat sich der Verwaltungsrat
der Bezirkskliniken für den Umzug
der Akutneurologie vom Bezirks-
krankenhaus ins Ansbacher Klini-
kum ausgesprochen. Dies soll noch
im Sommer geschehen. In einem
zweiten Schritt soll ein Gesamtkon-
zept erarbeitet werden, in dem es un-
ter anderem um die Altersmedizin
für die Region gehen soll. Im Grund-
satz entspricht das den Zielen der
Krankenhaus-Vorstände in Stadt
und Kreis Ansbach sowie von Land-
rat Rudolf Schwemmbauer. Verbind-
liche Beschlüsse müssen aber noch
gefasst werden.

Konkret stand gestern im Verwal-
tungsrat der Bezirkskliniken das Eck-
punktepapier eines „Kooperationsver-
trages einer Neurologie mit Schlagan-
fallversorgung“ zwischen dem Ansba-
cher Klinikum, dem Verbundklinikum
(Dinkelsbühl, Rothenburg, Feucht-
wangen) und dem Bezirksklinikum

zur Debatte. Kernpunkt
dieses Kooperationsver-
trages ist laut dem Vor-
stand der Bezirksklini-
ken, Werner Siemon,
„dass wir jetzt kurzfris-
tig eine Vereinbarung
schließen, die den Wei-
terbetrieb der Neurolo-
gie gewährleistet“. Wie
berichtet, ist die Fach-
abteilung in der bisheri-
gen Form in Träger-
schaft des Bezirks un-
wirtschaftlich gewor-
den.
Parallel dazu soll eine

Folgevereinbarung ent-
wickelt werden, durch
die in Stadt und Kreis
Ansbach die Entwick-
lung der neurologischen
Versorgung grundsätz-
lich geregelt wird. Wäh-
rend des ersten Schritts
bleibe somit die Träger-
schaft beim Bezirkskli-
nikum Ansbach. Kon-
kret bedeutet dies laut Siemon, dass
die Beschäftigten in der Neurologie,

die in absehbarer Zeit ins Ansbacher
Krankenhaus umziehen werden, wei-

ter bei den Bezirkskli-
niken angestellt blei-
ben. Die neu zu beset-
zende Chefarztstelle
jedoch werde bereits
über das Klinikum
Ansbach ausgeschrie-
ben. Bei der Neubeset-
zung würden alle Part-
ner beteiligt. Wie be-
richtet, hat der bisher
zuständige Chefarzt
aus privaten Gründen
gekündigt.
Die langfristige Ko-

operation der Klini-
ken in der Region in
Sachen Neurologie
soll laut Siemon zu-
dem Verbesserungen
im Bereich der Alters-
medizin für die Men-
schen in Stadt und
Landkreis Ansbach

vorsehen: „Wir sehen uns alle mitein-
ander in der Verantwortung.“ Es gehe
auch umeine stärkere Verzahnung der
Angebote. Dies alles werde in den
kommenden Monaten besprochen.
Was schließlich in welcher Träger-
schaft laufen soll, bespreche man ein-
vernehmlich. Dabei stünden nicht ein-
zelne Krankenhäuser im Mittelpunkt
der Überlegungen, sondern die Versor-
gung der Menschen in der gesamten
Region. Das jetzt im Verwaltungsrat
der Bezirkskliniken diskutierte Eck-
punktepapier sei mit den Vorständen
Dr. Andreas Goepfert (Verbundklini-
kum im westlichen Kreis) und Jürgen
Matschke (Klinikum Ansbach) bespro-
chen. Somit orientierten sich alle drei
Kommunalunternehmen an diesen In-
halten.
Sowohl für Dr. Andreas Goepfert als

auch für Jürgen Matschke steht fest,
dass die Bezirkskliniken mit dem ges-
tern gefassten Beschluss auf dem rich-
tigen Weg sind. Eine akute neurologi-
sche Versorgung gehöre an ein Kran-

kenhaus der Schwerpunktversorgung,
wie dies das Klinikum Ansbach ist. Im
Bezirksklinikum sei bisher eine sehr
gute Arbeit geleistet worden. Es habe
sich aber herausgestellt, dass die Akut-
neurologie dort in der bisherigen Form
nicht wirtschaftlich weiterbetrieben
werden könne. Dr. Goepfert: „Wenn
die Akutneurologie aber wirtschaftlich
nichtmachbar ist und fachlich sowieso
an ein Schwerpunktversorgungshaus
gehört, dann ist der Schluss nahelie-
gend, dass wir die Aufgabe gemeinsam
schultern sollten.“
Am Klinikum Ansbach könne die

Akutneurologie strukturell neu aufge-
stellt undwirtschaftlich betriebenwer-
den: auchweil verschiedene Fachdiszi-
plinen vorhanden seien, die neurologi-
sche Unterstützung benötigten.
Letztlich profitierten alle Beteiligten
von einer solchen Lösung, betont der
an den bisherigen Gesprächen betei-
ligte Dr. Andreas Goepfert. Ausdrück-
lich unterstützt wird die Neuregelung
von Landrat Rudolf Schwemmbauer.

Mitarbeiter der Neurologie des Bezirks warteten gesternmit Spannung auf das Ende der Verwaltungsratssitzung, in der es um ihre eigene
Zukunft, vor allem aber um eine bestmögliche Versorgung der Patienten in Stadt und Landkreis Ansbach ging. Fotos: Reinhardt

JürgenMatschke (Vorstand des Ansbacher Klinikums – links) undDr. Andreas Goepfert (Vorstand
des Verbundkrankenhauses Dinkelsbühl/Rothenburg – rechts): Eine akute neurologische Versor-
gung gehört an ein Schwerpunktversorgungshaus.

Mautausweichverkehr

Württemberg will
auch sperren

Dinkelsbühl stimmt zu

DINKELSBÜHL (rei) – Jetzt ist
es sozusagen „amtlich“: Im ba-
den-württembergischen Ostalb-
kreis sollen ebenfalls Straßen für
den überörtlichen Lkw-Durch-
gangsverkehr und somit für
Mautflüchtlinge gesperrt wer-
den. Dinkelsbühls Oberbürger-
meister Dr. Christoph Hammer
bestätigte gestern auf FLZ-An-
frage, dass der Großen Kreis-
stadt entsprechende Unterlagen
zugegangen sind. Dinkelsbühl, so
Hammer, werde als betroffener
Nachbar dieser Sperrung selbst-
verständlich zustimmen.

Derzeit umfahren viele Spedi-
teure aus zahlreichen Ländern das
Autobahnkreuz Ulm/Elchingen,
indem sie in Augsburg auf die
vierspurig ausgebaute Bundes-
straße 2 bis Donauwörth und von
dort aus über die B25 weiter Rich-
tung Mittelfranken fahren. Nach-
dem ab der Bezirksgrenze die
Straße für den überörtlichen
Mautausweichverkehr gesperrt
ist, suchen sich die Lkw-Fahrer
Ausweichstrecken, um über Stra-
ßen im Ostalbkreis auf die Auto-
bahn 7 zu gelangen. Die Folge: Die
Anlieger dieser Straßen klagen
über einen gestiegenen Lärmpe-
gel.
Nachdem sich Behörden und

Politiker in Baden-Württemberg
lange Zeit dagegen gewehrt ha-
ben, Straßen in ihrem Bereich
ebenfalls für die Mautflüchtlinge
dicht zu machen, lenken sie jetzt
ein. Laut Dr. Hammer geht es um
die Lkw-Sperrung eines Teils der
B29, der Landesstraße 1060, der
Landesstraße 1076 und von Kreis-
straßen.
Dinkelsbühl wurde laut demOB

um Zustimmung für diese Maß-
nahmen gebeten. Dieser Bitte
werde selbstverständlich entspro-
chen, soDr. ChristophHammer. Er
geht davon aus, dass es die Behör-
den im Nachbarland ernst mei-
nen: „Die würden uns ja nicht fra-
gen, wenn sie die Sperrung nicht
auch verfügen wollten.“

„Brauchen die Jäger“
Betrifft: Interview „Der Abschuss-

plan regelt doch alles“ in der FLZ
vom 19. Juni.

Als borkenkäfer-geschädigter Wald-
bauer kann ich nur bestätigen: Wo Jä-
ger, Jagdgenossen und Waldbesitzer
miteinander arbeiten, wächst der
Wald. Wir Waldbesitzer brauchen die

Jäger, sie sind Dienstleister für stand-
ortgerechte Mischwälder. Dass muss
auch belohnt werden. Steigt der Ab-
schuss, sinkt die Jagdpacht. Wenn
Herr Kernstock weitere 2000 Hektar
einzäunen will, wird der Verbissdruck
auf die restlichen Flächen unerträg-
lich und die Jäger stehen weiterhin in
der Kritik.

Franz F r e y
Aurach

Der Leser hat das Wort
Alle hier veröffentlichten Meinungen stellen nicht die Ansicht der Redaktion dar, sondern die
des Einsenders. Briefe mit einer Länge von mehr als 35 Zeilen (zu je 33 Anschlägen) werden
nicht veröffentlicht. Wir behalten uns das Recht vor, die Zuschriften zu kürzen. Bitte geben Sie

Ihre Telefonnummer an, damit die Leserzuschrift von Ihnen bestätigt werden kann.

Aus der Wirtschaft – Rudolf Philipeit will den digitalen Austausch von Formularen für Bürger kleinerer Kommunen einfacher gestalten

Die Idee eines Ansbachers wird mit 1,4 Millionen Euro gefördert
Finanzielle Unterstützung aus dem Bundesinnenministerium – Teil des Konzepts: Kostenlose Lesegeräte für den neuen Ausweis

ANSBACH (sh) – Der digitale, also
papierlose Austausch von Formula-
ren soll einfacher werden, vor allem
für die Bürger kleinerer Kommunen.
Der Ansbacher Rudolf Philipeit hatte
dazu eine Idee. Das Bundesinnenmi-
nisterium fördert die Überlegungen
des Telekom-Beamten mit 1,4 Millio-
nen Euro. Eine GmbH zur Umsetzung
befindet sich gerade in Gründung.
Für den CSU-Bundestagsabgeord-
neten Josef Göppel (Herrieden) liegt
die politische Bedeutung der zum Pa-
tent angemeldeten Erfindung beson-
ders in einemPunkt: „DemTrend zur
Zentralisierung kann etwas entge-
gengesetzt werden.“

In einem Pressegespräch im Ansba-
cher Technologie- und Innovations-
zentrum (TIZ) erläuterte Philipeit dem
CSU-Politiker seine Überlegungen zu
„Sixform“, so der Firmenname für die
Plattform, mit der eine neue Infra-
struktur für Online-Formulare ge-
schaffen werden soll.
Das Neue daran erklärte Philipeit

mit Hilfe des guten alten Papierdoku-
ments: Es enthält Daten und Informa-
tionen.Mit der Unterschrift ist Rechts-
sicherheit garantiert, und jeder kann
das Papiermit jedem austauschen – sei
es per Brief oder per Fax. Digitale For-
mulare hinkten da noch hinterher, so
der Experte. Eine elektronische Unter-
schrift gebe es nur in kleinen Berei-
chen, und bei verschiedenen Syste-
men sei es schnell vorbei mit dem pro-
blemlosen Austausch.
Gerade da setzt die Erfindung des

48-Jährigen ein. Mit ihr ließen sich die
Vorteile eines Papierformulars eins zu
eins in die digitale Welt übertragen, ist
er überzeugt. Der Trick dabei: Das di-
gitale Formular wird in einem Contai-
ner transportiert – natürlich geschützt
und verschlüsselt. Bildlich kann man
sich das wie ein Kuvert vorstellen. Je-
der kann es senden, jeder kann es

empfangen und weiterverarbeiten in
seinem jeweiligen System. Zusammen
mit dem neuen Personalausweis, der
ab November ausgeben wird, soll be-
sonders die Sicherheit gewährleistet
sein.
In den beiden unterfränkischen

Kommunen Leinach und Veitshöch-
heim wird „Sixform“ bereits in der

Praxis erprobt. Philipeit kalkuliert da-
mit, dass die angeschlossenen Ge-
meinden und Städte später pro Trans-
aktion 80 Eurocent an die Plattform
überweisen. Angesichts der Arbeits-
ersparnis dürfte sich dies in jedemFall
rechnen, glaubt der Ansbacher.
Das Konzept von „Sixform“, das

beim Bundesinnenministerium einge-
reicht wurde, sieht schrittweise den
Aufbau einer Infrastruktur vor. Eine
wesentlicheRolle spielt dabei der neue
Personalausweis. Zusammen mit Part-
nern ist geplant, kostenlos Kartenlese-
geräte für den neuen Ausweis an Bür-
ger auszugeben. Umgekehrt verpflich-
tet sich die Kommune, der Plattform
beizutreten.
„DemBürger wird so ermöglicht, so-

fort mit Erhalt seines neuen Personal-
ausweises vielfältige digitale Services
in seiner näheren Umgebung zu errei-
chen“, so Philipeit. In Frage kämen
Bauanträge ebenso wie Anmeldungen
für den Kindergarten oder der Antrag
zur Schülerbeförderung. Ziel sei der
flächendeckende Aufbau einer Infra-
struktur, um elektronische Karten des
Bundes und der Privatwirtschaft nut-
zen zu können. Bisher rechne sich dies
nur in Großstädten.
Die Idee für all das verdankt Phili-

peit seinem Werdegang in der einsti-
gen Deutschen Bundespost. Vor der
Privatisierung habe die Post hoheitli-
che Aufgaben mit einem einheitlichen
Standard erfüllt. Mit der Privatisie-
rung sei dieser Gedanke zunächst ein-
mal verloren gegangen. „Sixform“
greife darauf zurück.

Rudolf Philipeit (rechts) erläuterte dem CSU-Bundestagsabgeordneten Josef
Göppel, warum das Bundesinnenministerium sein Projekt mit 1,4 Millionen Eu-
ro unterstützt. Foto: Haberl

Ansbacher Innung im
Fachverband vertreten

ANSBACH – Gernot Kaas und Hans
Georg Ade von der Innung für Elektro-
und Informationstechnik Ansbach
sind in den Vorstand des Fachverban-
des für Energie- und Gebäudetechnik
Bayern-Thüringen gewählt worden.
Der Verband vertritt zehn bayerische
und thüringische Elektroinnungen
mit etwa 900 Mitgliedsbetrieben. Wäh-
rend Kaas als stellvertretender Lan-
desvorsitzender bestätigt wurde, ist
Ade neu im elfköpfigen Führungsgre-
mium. In den kommenden drei Jahren
fungiert er als Landesfachbereichslei-
ter für Informationstechnik.

Freie Plätze für die
Lehrfahrt der Landfrauen
ANSBACH – Für die Lehrfahrt der

Landfrauen, die der Verband für land-
wirtschaftliche Fachbildung (VLF) am
Dienstag, 6. Juli, anbietet, sind noch
Plätze frei. Ziel ist der Regierungsbe-
zirk Unterfranken. Besichtigt werden
das Logistikzentrum des Bayerischen
Roten Kreuzes, ein Gartenbaubetrieb
für Hydrokulturen, ein Kräuter-Ge-
würz-Museum und ein Weinhof. Das
Amt für Ernährung, Landwirtschaft
und Forsten gibt weitere Informatio-
nen und nimmt bis zum 28. Juni An-
meldungen entgegen. Die Telefon-
nummer: 0981/8908-0.
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